
Führung des gemeinsamen Hauswesens, so sind diese 
Verfügungen wirksam. Die so getroffene Regelung der 
gegenseitigen Vertretung auch bei Verfügungen über 
das gemeinsame Vermögen entspricht den Erforder­
nissen des täglichen Lebens.

Für den Fall, daß ein Ehegatte ohne die erforderliche 
Zustimmung des anderen Ehegatten über Gegenstände 
des gemeinsamen Vermögens verfügt, sieht der Ent­
wurf vor, daß diese Verfügung wirksam ist, es sei 
denn, daß der Erwerber das Fehlen der Zustimmung 
kannte oder kennen mußte (§ 19 Abs. 2). Hier muß 
das Interesse des übergangenen Ehegatten — dem 
allerdings ein Schadensersatzanspruch gegen den an­
deren Ehegatten bleibt — dem Schutz des allgemeinen 
Rechtsverkehrs weichen.

Die Vermögensgemeinschaft soll dazu beitragen, die 
ehelichen Beziehungen zu festigen. Sind diese aber 
schwer gestört, haben sich z. B. die Ehegatten ge­
trennt in der Absicht, damit die eheliche Gemeinschaft 
zu lösen, oder hat eine Trennung die Lösung der ehe­
lichen Gemeinschaft zur Folge, so wird das gemein­
same Vermögen für die Ehegatten in dem Maße seinen 
Wert und seine Bedeutung verlieren, wie die gemein­
same Lebensführung und damit die gemeinsame 
Nutzung dieses Vermögens fortfallen. Deshalb kann 
auf Antrag eines Ehegatten die Vermögensgemein­
schaft aufgehoben werden, wenn es zum Schutze 
seiner Interessen erforderlich ist. Die Entscheidung 
trifft das Gericht (§ 21). Wird die Vermögensgemein­
schaft aufgehoben, so tritt Gütertrennung ein; dies 
erfolgt insbesondere im Falle der Beendigung der 
Ehe.

Das Bemühen des Entwurfs, die vermögensrechtli­
chen Beziehungen der Ehegatten klar, einfach und 
konsequent nach dem Grundsatz der Gleichberechti­
gung, zu gestalten, tritt auch in den Bestimmungen 
zutage, die die vermögensrechtlichen Beziehungen im 
Falle der Beendigung der Ehe regeln. Die Ehe wird 
beendet, wenn ein Ehegatte stirbt, wenn ein Ehegatte 
für tot erklärt wird, wenn die Nichtigkeit der Ehe 
gerichtlich festgestellt wird oder wenn die Ehe ge­
schieden wird (§ 24). In diesen Fällen wird die Auf­
lösung des gemeinsamen Vermögens notwendig, und 
jeder Ehegatte erhält in Durchführung des Grundsatzes 
der Gleichberechtigung die Hälfte des gemeinsamen 
Vermögens. Diese Regelung unterscheidet sich vom 
Zugewinn in zweierlei Hinsicht: einmal betrifft sie 
nicht das gesamte Vermögen der Ehegatten, sondern 
nur das gemeinsame Vermögen, also nicht das allei­
nige Eigentum; zum anderen entsteht nicht nur ein 
rechnerischer Ausgleichsanspruch, und zwar erst im 
Zeitpunkt der Beendigung der Ehe, sondern schon 
während der Ehe wird gemeinsames Eigentum be­
gründet. Die Verteilung hat grundsätzlich in natura 
zu erfolgen. Über die Verteilung entscheidet, falls eine 
Einigung nicht zustandekommt, das Gericht unter 
Berücksichtigung der Lebensverhältnisse der Beteilig­
ten, also insbesondere auch danach, wer von den bei­
den Ehegatten den einzelnen Gegenstand dringender 
braucht. Kann unter Beachtung dieses Grundsatzes 
keine genaue Halbierung des gemeinsamen Vermögens 
erfolgen, so kann das Gericht einem der Ehegatten 
das Alleineigentum an bestimmten Gegenständen 
gegen Erstattung des anteiligen Wertes an den an­
deren Ehegatten zusprechen (§ 20). Ist die Verteilung 
geregelt, • so hat jeder Ehegatte gegen den anderen 
Anspruch auf Herausgabe seines nunmehr alleinigen 
Eigentums.

Entsprechend dieser Regelung erfolgt auch die durch 
das Gericht auszusprechende Aufhebung der Vermö­
gensgemeinschaft während der Ehe auf Antrag eines 
Ehegatten zum Schutze seiner Interessen nach § 21 des 
Entwurfs, also die Durchführung der Gütertrennung. 
Die Aufhebung hat jedoch nicht zur Voraussetzung, daß 
die Ehegatten getrennt leben. Leben die Ehegatteh nicht 
getrennt, so wird in der Regel eine gegenseitige Heraus­
gabe des Eigentums nicht in Betracht kommen. Aber 
die Aufhebung der Vermögensgemeinschaft hat die be­
deutsame Folge, daß kein gemeinsames Vermögen mehr 
entsteht. Außerdem wird mit der Aufhebung der Vermö­
gensgemeinschaft Klarheit geschaffen über das beider­
seitige Eigentum an den Gegenständen des bisher ge­
meinsamen Vermögens. Leben die Ehegatten getrennt, 
so folgt arcs der Aufhebung der Vermögensgemein­
schaft die Pflicht zur gegenseitigen Herausgabe des

Eigentums, der auch nicht unter Berufung auf eine 
etwaige Unterhaltspflicht begegnet werden kann, da 
Unterhalt nur in Form der Geldrente zu gewähren 
ist (§ 15 Abs. 1).

Auch wenn eine Ehefrau nicht zur Bildung des ge­
meinsamen Vermögens beigetragen hat, weil sie kein 
eigenes Arbeitseinkommen hatte, wird das aus dem 
Arbeitseinkommen des Ehemannes erworbene Ver­
mögen, das gemeinsam benutzt wird oder sonst der 
gemeinsamen Lebensführung der Familie dient, ge­
meinsames Eigentum beider Ehegatten. Bei Beendi­
gung einer solchen Ehe erhält die Frau ebenfalls die 
Hälfte dieses gemeinsamen Vermögens. Diese Rege­
lung geht davon aus, daß die Frau durch ihre Tätig­
keit im Haushalt den Mann in seiner Berufsarbeit 
unterstützt und seine berufliche Entwicklung gefördert 
hat. Die Erfüllung der Pflichten als Hausfrau und 
Mutter wird damit gesellschaftlich einer beruflichen 
Tätigkeit gleichgeachtet — eine bedeutsame Folgerung 
aus dem Grundsatz der Gleichberechtigung (vgl. §§ 1, 
3 und 4).

Eine solche Regelung wird aber nicht immer aus­
reichen, um das Fehlen eines eigenen Arbeitseinkom­
mens der Frau auszugleichen. Ist sie z. B. nicht 
in der Lage gewesen, eigene Ersparnisse zu erzielen, 
dann kann ihr noch eine besondere Ausgleichung 
gewährt werden. War eine Ehefrau durch die Erfül­
lung ihrer Pflichten als Hausfrau und Mutter nicht 
oder nur in geringem Maße in der Lage, durch beruf­
liche Tätigkeit einen Arbeitsverdienst zu erzielen, so 
kann ihr das Gericht bei Beendigung der Ehe außer 
ihrem Anteil am gemeinsamen Vermögen auch einen 
Anteil an dem während der Ehe durch Arbeit oder 
mit Hilfe von Arbeitseinkünften erworbenen Vermö­
gen des Mannes zusprechen, der die. Hälfte dieses 
Vermögens nicht übersteigen darf (§ 22). Sie nimmt 
also an den Ersparnissen des Mannes teil. Bei der 
Bemessung dieser Ausgleichung wird die gesamte Ge­
staltung der vermögensrechtlichen Beziehungen der 
Ehegatten während der Ehe von Bedeutung sein, der 
Umfang des gemeinsamen Vermögens, vermögensrecht­
liche Vereinbarungen der Ehegatten usw. Ebenso wird 
von Bedeutung sein, welche Mühe und Lasten in 
Erfüllung der häuslichen Pflichten die Frau tragen 
mußte. Um die Beurteilungsgrundlage nicht zu ver­
lieren und den Ehemann bald in die Lage zu versetzen, 
seine persönlichen Verhältnisse hiernach zu bestim­
men, muß der Anspruch auf die Ausgleichung inner­
halb eines Jahres nach Beendigung der Ehe geltend 
gemacht werden. Dieser Anspruch bezweckt die per­
sönliche Sicherstellung der Ehefrau. Er ist deshalb 
nach ausdrücklicher Bestimmung des Entwurfs nicht 
übertragbar und nicht vererblich, denn eine solche 
Rechtsnachfolge könnte nicht eintreten, ohne daß der 
Inhalt dieses Anspruchs eine Änderung erfahren 
müßte.

Die Gleichberechtigung ist nur dann gesichert, wenn 
auch die Beteiligten selbst nicht befugt sindr sie zu 
schmälern. Eine Beeinträchtigung dieses Grundsatzes 
könnte besonders mittels Vereinbarungen vermögens­
rechtlicher Art erfolgen. Der Entwurf, der allgemein 
vermögemsrechtliche Vereinbarungen nach den Vor­
schriften des Zivilrechts zuläßt, erklärt deshalb solche 
Vereinbarungen für nichtig, die gegen den Grundsatz 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau ver­
stoßen *).

Hierfür nennt er zwei Beispiele, nämlich solche Ver­
einbarungen, durch welche ein Ehegatte

1. dem amderen Ehegatten eine allgemeine und zeit­
lich unbeschränkte Ermächtigung zur Verfügung über 
sein Vermögen oder das gemeinschaftliche Vermögen 
erteilt;

2. die Verwaltung oder Nutzung seines Vermögens 
oder des gemeinschaftlichen Vermögens dem anderen 
Ehegatten in der Weise überläßt, daß er auf das Recht 
der Erteilung von Weisungen für die Ausübung der 4

4) Diese Vorschrift ist im Maßstab des gesamten Deutschland 
um so wichtiger, als der Bonner Entwurf hier bewußt 
die große Lücke schafft und dem wirtschaftlich stärkeren Ehe­
manne mit der vermögensrechtlichen Vereinbarung das Mittel 
in die Hand gibt, die Gleichberechtigung der Frau auf dem 
Gebiete des GüterreChts bis zum letzten zu beseitigen.
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